
1061 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (993 der Beila
gen): Bundesgesetz, mit dem das Insolvenz

Entgeltsicherungsgesetz geändert wird 

Die gegenständliche Regierungsvorlage beinhal-
tet folgende Änderungen: '-

Einbeziehung weiterer Insolvenztatbestände; 
Besserstellung bei Kündigung anläßlich der 
Konkurs- bzw. Ausgleichseröffnung; 
Vermeidung von Härten bei der AntragsteI
lung; 
Vereinfachung der Abfuhr der Dienstneh
merbeitragsanteile zur gesetzlichen Sozial
versicherung an die Träger der Krankenversi
cherung sowie Vereinfachungen beim Forde
rungsübergang und bei der Berücksichtigung 
von Pfändungen; 
KlarsteIlung hinsichtlich des Verwaltungsauf
wandes; 
Sicherstellung einer dem Datenschutzgesetz 
entsprechenden Unterstützung durch den 
Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger für die mit der V ollzie
hung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgeset
zes befaßten Stellen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sit
zung vom 1. Juli 1986 in Verhandlung genomme!1. 
An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Dr. S c h w i m me r, Gabrielle T r a x I e r, Dkfm. 
Dr. S turn mv 0 II sowie der Bundesminister für 
soziale Verwaltung D a II i n ger. 

_ Von den Abgeordneten He sou n, Dr. Helene 
Par t i k - P abi e wurden zwei Abänderungsan
träge betreffend Art. I Z 1 lit. c (§-1 Abs. 2 Z 4 lit. d 
bis f IESG), Art. I Z 11 lit. b (§ 13 a Abs. 3 IESG) 
und Art. II Abs. 7 der Regierungsvorlage gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor
lage unter Berücksichtigung der beiden oben 
erwähnten Abänderungsanträge der Abgeordneten 

/ 

He sou n, Dr. Helene Par t i k - P abi e einstim
mig angenommen. 

Zu den Abänderungen und Ergänzungen gegen
über der Regierungsvorlage wird folgendes 
bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 lit. c(§ 1 Abs. 2 Z 4 lit. d bis f IESG): 
Nach der in der Regierungsvorlage vorgesehe

nen Fassung der Bestimmungen des § 1 Abs. 2 Z 4 
lit. e sollen Rechtsvertreterkosten, die bis zum 
Abschluß und anläßlich eines gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Vergleiches oder eines außerge
richtlichen Anerkenntnisses erwachsen sind, nur bis 
zur Höhe der Tarifpost 2 des Rechtsanwaltstarifge
setzes ersetzt werden. 

Selbst ein außergerichtlicher Vergleich oder ein 
außergerichtliches Anerkenntnis wird selten vor 
einem Gerichtsverfahren, sondern meist während 
eines Gerichtsverfahrens geschlossen; oft wird in 
diesem Fall Ruhen des Verfahrens vereinbart. In 
allen diesen Fällen hat der Rechtsvertreter Leistun
gen erbracht, die nicht nur nach Tarifpost 2 des 
RATG, sondern auch nach Tarifpost 3 des RATG 
zu entlohnen sind (komplizierte Klage, Tagsatzung 
zur mündlichen Streitverhandlung). Eine Ein
schränkung aller dieser Leistungen auf Tarifpost 2 
des RATG wäre daher willkürlich und l1icht sach
gerecht. Darüber hinaus wird durch die vom Aus
schuß vorgenommene Abänderung eine Regelung 
herbeigeführt, die der bisherigen Systematik des § 1 
Abs. 2 Z 4 besser entspricht. Mit der Abänderung 
ist folgendes beabsichtigt: 

Wie bisher sollen die in einem gerichtlichen Ver
gleich vereinbarten Prozeßkosten zu ersetzen- sein, 
darüber hinaus aber auch die in einein außerge
richtlichen Vergleich oder Anerkenntnis vereinbar
ten Prozeßkosten. Außerdem soll verhindert wer
den, daß die Prozeßkosten übertariflich verglichen 
werden. Es ist beabsichtigt, auch die Barauslagen 
und Rechtsanwaltskosten zu ersetzen, die dem 
Arbeitnehmer anläßlich eines außergerichtlichen 
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2 1061 der Beilagen 

Vergleiches oder Anerkenntnisses erwachsen sind. 
Da das RATG keine ausdrücklichen Verhandlun
gen vorsieht, soll die Höhe dieser Kosten mit der 
Tarifpost 2 des RATG begrenzt werden. Dies ist 
auch insofern sachgerecht, weil die Tarifpost 2 des 
RATG auch für gerichtliche Tagsatzungen gilt, die 
bloß zum Zweck eines Vergleichsabschlusses ange
ordnet sind. Dafür wird durch die vom Ausschuß 
vorgenommene Abänderung eine eigene Unterglie
derung geschaffen. 

Zu Art. 11 Abs. 7: 

Die Formulierung in der Regierungsvorlage läßt 
eine Auslegung zu, nach der im selben Insolvenzfall 
(Ausgleichsverfahren mit Anschlußkonkurs) über 
gleichartige Ansprüche einmal der Verwaltungsge-

Renner 

Berichterstatter 

richtshof und einmal der Oberste Gerichtshof zu 
entscheiden hätte. Dies soll durch die vom Aus
schuß vorgenommene Änderung vermieden wer
den. Überdies könnten nach der in der Regierungs
vorlage vorgesehenen Fassung Zweifel darüber 
bestehen, wann ein Insolvenzfall eingetreten ist 
(Eintritt der Zahlungsunfähigkeit bzw. Überschul
dung oder Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenz
verfahrens ). 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem angeschlossenen 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 19860701. 

Hesoun 

Obmann 

./.. 
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Bundesgesetz vom XXXXX, mit dem 
das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz geän

dert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, BGBI. 
Nr. 324/1977, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 107/1979 (Art. VI), 580/1980,647/1982 
(Art. VII), 613/1983 und 104/1985 sowie den 
Kundmachungen BGBI. Nr. 209/1981 und 
69/1986 wird wie folgt geändert: 

1. a) Nach § 1 Abs. 1 Z 3 tritt anstelle des Punk
tes ein Beistrich und wird f<;>lgender Wortlaut ange-
fügt: . 

,,4. die Ablehnung der Eröffnung des Konkurses 
gemäß § 68 der Konkursordnung (KO), 
RGBI. Nr. 337/1914, 

5. die Einstellung des Vorverfahrens gemäß § 90 
der Ausgleichsordnung (AO) , BGBI. 11 
Nr. 22111934, wenn nicht von Amts wegen 
der Anschlußkonkurs eröffnet wird, 

6. die Zurückweisung des Antrages auf Eröff
nung des Konkurses gemäß § 63 KO, 

7. der Beschluß gemäß § 72 Abs. 1 bzw. § 73 
Abs. 1 des Außerstreitgesetzes (AußStrG), 
RGBI. Nr. 208/1854." 

b) Im § 1 Abs. 2 Z 4 lit. a werden die Ausdrücke 
,,§ 109 der Konkursordnung (KO), RGBI. 
Nr. 337/1914" und ,,§ 53 ader Ausgleichsordnung 
(AO), RGBI. Nr. 337/1914" durch die Ausdrücke 
,,§ 109 KO" und ,,§ 54 AO" ersetzt. 

c) Im § 1 Abs. 2 Z 4 treten anstelle der lit. d und 
e folgende Bestimmungen: 

"d) tarifmäßige Prozeßkosten, die dem Arbeit
nehmer in einem Verfahren zur Durchset
zung seiner Ansprüche nach Abs. 2 Z 1 bis 3 
entstanden sind und deren Ersatz ihm auf 
Grund eines rechtswirksamen gerichtlichen 
oder außergerichtlichen Vergleichs oder 
Anerkenntnisses zusteht, sowie Prozeßko
sten, die dem Arbeitnehmer in einem derarti
gen Gerichtsverfahren entstanden sind, das 
gemäß § 7 Abs. 1 KO unterbrochen worden 
ist; 

e) Barauslagen und Kosten für den Rechtsver
treter, die dem Arbeitnehmer anläßlich eines 
außergerichtlichen Vergleichs oder Aner
kenntnisses über Ansprüche. nach Abs. 2 Z 1 
bis 3 entstanden sind, Kosten für den Rechts
vertreter jedoch nur bis zu der in der Tarif
post 2 des Rechtsanwaltstarifgesetzes, BGBI. 
Nr. 189/1969, festgesetzten Höhe; 

f) tarifmäßige Verfahrenskosten, und Barausla
gen die dem Arbeitnehmer im Zuge der 
Beantragung. und der Teilnahme an einem 
Verfahren nach Abs. 1 erwachsen sind." 

d) § 1 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt nicht (ausge
schlossener Anspruch): 

1. für Ansprüche nach Abs. 2, die durch eine im 
Sinne der Anfechtungsordnung, RGBI. 
Nr.33711914, bzw. der Konkursordnung 
anfechtbare Rechtshandlung erworben wur
den; 

2. für Ansprüche, die auf einer Einzelvereinba
rung beruhen, die 
a) nach dem Antrag auf Eröffnung des Kon

kurses, des Ausgleichsverfahrens, des Vor
verfahrens oder auf Anordnung der 
Geschäftsaufsicht oder 

b) in den letzten 90 Tagen vor der Eröffnung 
des Konkurses, des Ausgleichsverfahrens 
oder der Anordnung der Geschäftsauf
sicht bzw. vor der Kenntnis vom Beschluß 
nach Abs. 1 Z 3 bis 7 

abgeschlossen wurde, soweit die Ansprüche 
über den durch Gesetz, Kollektivvertrag oder 
Betriebsvereinbarung [§ 97 Abs. 1 des Arbeits
verfassungsgesetzes (Arb VG), BGBI. 
Nr. 22/1974] zustehenden Anspruch oder die 
betriebsübliche Entlohnung hinausgehen; 

3. für Ansprüche auf Kündigungsentschädigung, 
sofern dieser Anspruch das Entgelt für deri 
Zeitraum von drei Monaten übersteigt, hin
sichtlich jenes Betrages, den der Arbeitnehmer 
infolge des Unterbleibens der Arbeitsleistung 
erspart oder durch anderweitige Verwendung 
erworben oder zu erwerben absichtlich ver
säumt hat; 

4. für Entgeltansprüche (Abs.2 Z 1), wenn der 
als Insolvenz-Ausfallgeld begehrte Nettobe-
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trag im Zeitpunkt der bedungenen Zahlung 
den Grenzbetrag nach Maßgabe des Abs. 4 
übersteigt, es sei denn, daß nach Gesetz, Kol
lektivvertrag oder Betriebsvereinbarung (§ 97 
Abs.l ArbVG) ein höherer Nettobetrag 
gebührt." 

e) Nach § 1 Abs.3 wird ein neuer Abs. 4 einge
fügt, der lautet: 

,;(4) Als Grenzbetrag gemäß Abs. 3 Z 4 gilt der 
zweifache Betrag der Höchstbeitragsgrundlage 
gemäß § 45 Abs. 1 lit. b des Allgemeinen Sozialver
sicherungsgesetzes (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955, 
der 

1. bei Entgeltansprüchen, die nach Zeiträumen 
bemessen werden, mit der Anzahl der Tage 
des jeweiligen Entlohnungszeitraumes zu ver
vielfachen ist; 

2. bei Entgeltansprüchen, die nicht nach Zeit
räumen bemessen werden, mit der Anzahl der 
Tage des jeweiligen Kalendervierteljahres zu 
vervielfachen ist, in welchem der Anspruch 
abzurechnen gewesen wäre. 

Der jeweilige Grenzbetrag ist um die, vom Arbeit
geber bzw. der Masse auf den Einzelanspruch 
geleisteten Zahlungen zu vermindern." 

f) Der bisherige Abs. 4 des § 1 erhält die Absatz
bezeichnung ,,(5)". 

g) Der bisherige Abs. 5 des § 1 erhält die Absatz
bezeichnung ,,(6)". Dessen Z 3 lautet: 

,,3. Gesellschafter, denen ein beherrschender Ein
fluß auf die Gesellschaft zusteht, auch wenn 
dieser Einfluß ausschließlich oder teilweise 
auf der treuhändigen Verfügung von Gesell
schaftsanteilen Dritter beruht oder durch 
treuhändige Weitergabe von Gesellschaftsan
teilen ausgeübt wird." 

2. In § 2 Z 3 wird der Ausdruck ,,§ 2 Abs. 1 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes, BGBI. Nr.170/1946" 
durch den Ausdruck ,,§ 51 Abs. 3 Z 2 des Arbeits
und Sozialgerichtsgesetzes, BGBI. Nr.104/1985" 
ersetzt. 

3. a) § 3 Abs. 1 lautet: 

,,§ 3. (1) Das Insolvenz-Ausfallgeld gebührt, 
soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, 
dem Anspruchsberechtigten in inländischer Wäh
rung für alle gesicherten Ansprüche (§ 1 Abs. 2), 
die bis zum Ende des dritten Monates entstanden 
sind, der auf die Eröffnung des Konkurses oder 
eines anderen Insolvenzverfahrens (§ 1 Abs. 1 Z 1 
und 2) bzw. auf einen Beschluß nach § 1 Abs. 1 Z 3 
bis 7 folgt. Wird der Anschlußkonkurs eröffnet 
oder das Ausgleichsverfahren nach § 69 Abs. 1 AO 
eingestellt, so ist das Ende des hierauf folgenden 
dritten Monates maßgebend." 

b) § 3 Abs. 2 Z 1 lautet: 
,,1. für gesicherte Ansprüche - mit Ausnahme 

der Ansprüche für laufendes Entgelt -, die 

nach Ablauf der Frist nach Abs: 1 entstanden 
sind, sofern innerhalb der Frist nach Abs. 1 
die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausge
sprochen, dessen einvernehmliche Lösung ver
einbart oder dessen vorzeitige Auflösung aus
gesprochen wurde;" 

c) Nach § 3 Abs. 2 wird ein neuer Abs. 3 einge
fügt, der lautet: 

,,(3) Wurde ein Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
vor der Eröffnung des Konkurses oder des Aus
gleichsverfahrens oder danach gemäß § 25 KO 
bzw. gemäß § 20 bund § 20 c AO gekündigt, so 
gebührt Insolvenz-Ausfallgeld für gesicherte 
Ansprüche (§ 1 Abs. 2) bis zum Ende des Arbeits
verhältnisses, längstens jedoch bis zum Ablauf der 
gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Kündi
gungsfristen unter Bedachtnahme auf die Kündi
gungstermine und die gesetzlichen Kündigungsbe
schränkungen. " 

d) Der bisherige Abs. 3 des § 3 erhält die Absatz
bezeichnung ,,(4)" und lautet: 

,,( 4) Das Insolvenz-Ausfallgeld gebührt, vorbe
haltlich Abs. 5, in der Höhe des gesichert'en 
Anspruches, vermindert um die Dienstnehmerbei
tragsanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung, 
unbeschadet des § 13 a Abs. 1, und vermindert um 
jene gesetzlichen Abzüge, die von anderen öffent
lich-rechtlichen Körperschaften im Insolvenzver
Jahren geltend zu machen sind. Ist dieser Anspruch 
nicht auf eine Geldleistung gerichtet oder ist sein 
Geldbetrag unbestimmt oder nicht in inländischer 
Währung festgesetzt, so ist der Schätzwert zur Zeit 
der Eröffnung des Insolve'nzverfahrens bzw. zur 
Zeit des Beschlusses nach § 1 Abs. 1 Z 3 bis 7 maß
gebend. Betagte Forderungen gelten als fällig. 
Betagte unverzinsliche Forderungen können nur in 
dem Betrag geltend gemacht werden, der mit Hin
zurechnung der gesetzlichen Zinsen von dem' im 
zweiten Satz dieses Absatzes genannten Zeitpunkt 
bis zur Fälligkeit dem vollen Betrag der Forderung 
gleichkommt. " 

e) Der bisherige Abs. 4 des § 3 erhält die Absatz
bezeichnung ,,(5)" und werden 1m neuen b~w. 
Abs. 5 die Ausdrücke "Abs.' 3 zweiter Satz" und 
,,Abs. 1 und 2" durch die Ausdrücke ,,Abs. 4 zwei
ter Satz" ,,Abs. 1 bis 3" ersetzt. 

4. Der erste Satz des § 5 Abs. 1 lautet: 
"Für das Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist 
das Arbeitsamt zuständig, in dessen Sprengel sich 
das Gericht befindet, das den Konkurs eröffnet 
oder den Beschluß nach § 1 Abs, 1 Z 1 bis 6 gefaßt 
hat bzw. das dem Bezirksgericht im Instanzenzug 
übergeordnet ist, das den Beschluß nach § 1 Abs. 1 
Z 7 gefaßt hat." . 

5. a) § 6 Abs. 1 lautet: 

,,§ 6. (1) Der Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld 
ist bei sonstigem Ausschluß binnen vier Monaten ab 
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Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach § 1 
Abs. 1 bzw. binnen vier Monaten ab Kerintnis von 
dem Beschluß nach § 1 Abs. 1 Z 3 bis 7 zu stellen. 
Diese Frist beginnt neuerlich zu laufen, wenn 

1. der Anschlußkonkurs eröffnet wird; 
2. das Ausgleichsverfahren nach § 69 Abs. 1 AO 

eingestellt wird; 
3. das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Frist 

nach dem ersten Satz endet, mit dessen Ende; 
4. hinsichtlich von Ansprüchen nach § 1 Abs. 2 

ein Gerichtsverfahren bis längstens zum 
Ablauf der Frist nach dem ersten Satz anhän
gig gemacht wird, mit der rechtskräftigen 
Beendigung dieses Verfahrens; 

5. -der Anspruchsberechtigte vor Ablauf der Frist 
nach dem ersten Satz stirbt; 

6. Kosten nach Ablauf der Frist nach dem ersten 
Satz entstehen bzw. festgestellt werden, hin
sichtlich des Antrages _auf diese Kosten. 

Ist der Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld nach 
. Ablauf der in Frage kommenden vorstehenden Frist 
gestellt worden, so sind von Amts wegen nach 
Anhörung des Vermittlungs ausschusses (§ 44 ades 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBI. Nr.31/ 
1969) die Rechtsfolgen der Fristversäumung bei 
Vorliegen von berücksichtigungswürdigen Grün
den nachzusehen. Berück$ichtigungswürdige 
Gründe liegen insbesondere vor, wenn dem Arbeit
nehmer billigerweise die Kenntnis von der Eröff
nung des Insolvenzverfahrens nach § 1 Abs. 1 nicht 
zugemutet werden konnte oder ihm die betragsmä
ßige Angabe seiner Ansprüche nicht rechtzeitig 
möglich war. Eine solche Nachsicht ist nicht mehr 
möglich, wenn seit der Eröffnung des Insolvenzver
fahrens bzw. seit dem Beschluß nach § 1 Abs. 1 Z 3 
bis 7 mehr als drei Jahre verstrichen sind." 

b) Im § 6 Abs. 4 wird der Ausdruck ,,§ 3 Abs. 3 
erster Satz" durch den Ausdruck ,,§ 3 Abs. 4 erster 
Satz" ersetzt. 

c) Dem § 6 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Wird Insolvenz-Ausfallgeld auf Grund eines 
Beschlusses gemäß § 1 Abs. 1 Z 4, 6 oder 7 begehrt, 
so sind die Abs. 3 und 4 nicht anzuwenden." 

6. Im § 7 Abs. 6 wird der Ausdruck ,,§ 8" durch 
den Ausdruck ,,§ 8 Abs. 1" ersetzt. 

7. a) Der bisherige Wortlaut des § 8 erhält die 
Absatzbezeichnung ,,(1)". 

b) Dem § 8 "wird ein Abs. 2 mit folgendem Wort
laut angefügt: 

,,(2) Im Fall der Pfändung, Verpfändung bzw. 
Übertragung gemäß Abs. 1, bei denen der Insol
venz-Ausfallgeld-Fonds Drittschuldner ist, sind die 
diesbezüglichen Urkunden oder gerichtlichen Ent
scheidungen dem nach § 5 Abs. 1 oder 2 zuständi
gen Arbeitsamt als anweisende Behörde im Sinne 
des § 295 der Exekutionsordnung zuzustellen." 

8. a) § 11 Abs. 1 erster Satz wird durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 
"Die diesem Bundesgesetz unterliegenden gesicher
ten Ansprüche gegen den Arbeitgeber (gegen die 
Konkursmasse) gehen, soweit sie nicht bestritten 
sind, auf den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds mit der 
AntragsteIlung (§ 6 Abs. 1 bzw. § 4), sind die gesi
cherten Ansprüche nach § 1 Abs. 5 anzumelden, mit 
dieser Anmeldung über. Bestrittene Ansprüche 
gehen mit der Zahlung des mit Bescheid (§ 7 
Abs. 2) zuerkannten Insolvenz-Ausfallgeldes auf 
den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds über." 

b) Im § 11 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,§ 1 Abs. 1 
Z 1 bis 3" durch den Ausdruck ,,§ 1 Abs. 1 Z 1 
bis 7" ersetzt. 

9. Im § 12 Abs. 1 Z 5 wird der Ausdruck ,,§ 1 
Abs. 5" durch den Ausdruck ,,§ 1 Ab~. 6" ersetzt. 

10. a) Dem § 13 Abs. 1 wird folgender Wortlaut 
angefügt: r 

"Überträgt der Bundesminister für soziale Verwal
tung die Verwaltung des Fonds durch Geschäfts
ordnung an Bundesdienststellen, so hat der. Fonds 
dem Bund den dadurch entstehenden Verwaltungs
aufwand jährlich im nachhinein zu vergüten. Die 
Vergütung wird mit dem 14fachen Jahresbezug 
eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung der 
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, einschließlich der 
Verwaltungsdienstzulage, festgesetzt." 

b) § 13 Abs.5 erster Satz wird durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: ~ 
"Der Fonds kann seine Forderungen (§§ 9 und 11) 
stunden, deren Abstattung in Raten bewilligen und 
auf seine Forderungen ganz oder teilweise verzich
ten, wobei die einschlägigen haushaltsrechtlichen 
Vorschriften des Bundes sinngemäß anzuwenden 
sind; Stundungszinsen sind nicht auszubedingen." 

11. a) Im § 13 a Abs. 2 treten anstelle des zweiten 
Satzes folgende Bestimmungen: 
"Die V e~echnung hat zwischen diesem Sozialver
sicherungsträger und dem Fonds nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen im direkten Wege zu 
erfolgen." . 

b) § 13 a Abs. 3 wird durch folgende Bestimmun
gen ersetzt: 

,,(3) Die von den Sozialversicherungsträgern im 
beantragten oder durchgeführten Insolvenzverfah
ren oder durch die Verwertung von Absonderungs
und diesen gleichgestellten Rechten sowie von Aus
sonderungsrechten nicht hereinbringbaren Dienst
nehmerbeitragsanteile für die in Abs. 2 genannten 
Zeiträume sind vom zuständigen Sozialversiche
rungsträger für alle im laufenden Kalenderjahr im 
nachstehenden Sinne beendeten Insolvenzfälle dem 
Fonds bis Ende April des Folgejahres bekanntzuge
ben. Als Beendigung der Insolvenz gelten: . 

1. die Aufhebung des Konkursverfahrens, im 
Falle eines Zwangsausgleiches dessen Erfül
lung; 
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2. die Erfüllung des Ausgleiches; 
3. das Erlöschen bzw. die Aufhebung der 

Geschäftsaufsicht; 
4. die Abweisung eines Antrages auf Eröffnung 

eines Konkurses mangels hinreichenden Ver
mögens; 

5. die Ablehnung der Eröffnung des Konkurses 
gemäß § 68 KO; 

6. die Einstellung des Vorverfahrens gemäß § 90 
AO, wenn nicht von Amts wegen der 
Anschlußkonkurs eröffnet wird; 

7. die Einstellung des Ausgleichsverfahrens 
gemäß § 69 Abs. i AO; 

8. der Beschluß gemäß § 72 Abs. 1 bzw. § 73 
Abs. 1 AußStrG." 

(4) Wird ein Zwangsausgleich oder Ausgleich 
nicht erfüllt und werden von den Sozialversiche
rungsträgern noch aushaftende Dienstnehmerbei
tragsanteile in einem nachfolgenden Konkursver
fahren geltend gemacht, so hat die Verrechnung 
nach den Abs.2 und 3 erst mitder Beendigung des 
Konkursverfahrens nach Abs. 3 Z 1 und bei der 
Abweisung des Antrages auf Eröffnung des Kon
kurses mangels hinreichenden Vermögens nach 
Abs. 3 Z 4 zu erfolgen. Erlischt die Geschäftsauf
sicht durch Eröffnung des Ausgleichs- oder Kon
kursverfahrens, so hat die Verrechnung erst mit der 
Beendigung des Konkursverfahrens nach Abs. 3 
Z 1 bzw. mit der Erfüllung des Ausgleiches gemäß 
Abs. 3 Z 2 zu erfolgen; der erste Satz ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Auf die Jahresabrechnung nach Abs.3 hat 
der Fonds dem Sozialversicherungsträger monat
lich Abschlagszahlungen im Ausmaß von je einem 
Zwölf tel der Summe der Vorjahresabrechnungen 
zu gewähren." 

12. Dem § 14 wird folgender Abs.4 angefügt: ", 

,,( 4) Der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger ist verpflichtet, auf auto
mationsunterstütztem Wege gespeicherte Daten 
(§ 31 Abs. 3 Z 15 ASVG) über die Versicherungs
zeiten des Arbeitnehmers beim insolventen Arbeit
geber im Sinne des § 1 Abs. 1 und die Beträge, mit 
denen der Arbeitnehmer von diesem Arbeitgeber 
versichert worden ist, an die Arbeitsämter, Landes
arbeitsämter und Gerichte sowi,e an das Bundesmi-

nisterium für soziale Verwaltung zu übermitteln, 
die für diese Stellen eine wesentliche V orausset
zung zur Wahrnehmung der ihnen nach diesem 

'Bundesgesetz übertragenen Aufgaben bilden." 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen
den nicht anderes bestimmt wird, mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tre
ten an die Stelle der Zahlungen nach § 13 a Abs. 2 
in der Fassung des BGB!. Nr. 647/1982 die Ab
schlagszahlungen nach § 13 a Abs. 5 in der Fassung 
des Art. I Z 11 dieses Bundesgesetzes. 

(3) Art. I Z 1 lit. asowie Z 4 finden auf Anträge 
auf Insolvenz-Ausfallgeld Anwendung, in denen 
der In"solvenztatbestand nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes eintritt. 

(4) Art. I Z 1 lit. d hinsichtlich des § 1 Abs. 3 Z 4 
und Art. I Z 1 lit. ,e treten mit 1. Oktober 1986 in 
Kraft. 

(5) Art. I. Z 2 tritt mit 1. Jänner 1987 in Kraft. 

(6) Art. I Z 10 lit. a (§ 13 Abs. 1) findet auf den 
nach dieser Gesetzesstelle zu vergütenden Verwal
tungsaufwand erstmalig für das Geschäftsjahr 1986 
Anwendung. 

(7) § 97 des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes, 
mit dem das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 
geändert wird, ist auf Insolvenzfälle nicht anzu
wenden, in denen auch nur einer der im § 1 Abs. 1 
genannten Beschlüsse vor dem 1. Jänner 1987 
gefaßt worden ist. 

Artikel III 

Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: . 

1. hinsichtlich des Art. I Z 7 (§ 8) der Bundesmi
nister für Justiz; 

2. hinsichtlich des Art. I Z 8 (§ 11) und des 
Art. II Abs. 7 der Bundesminister für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bun
desminister für Justiz; 

3. hinsichtlich der, übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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